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Seit einigen Monaten häufen sich deutsch-
landweit die Anzahl der Unternehmens-
insolvenzverfahren. Auch Unternehmen aus 
der Landmaschinenbranche sind davon be-
troffen̍ GrƂnde hierfƂr sind unter andereĿ 
der rƂcklåuƩge maschinenabsatơ in Ŀehre-
ren Ländern sowie der zunehmende Bestand 
an peuĿaschinen̍ ÑudeĿ sinken die ­Ŀsåt-
ơe derơeit aufgrund der schƒachen konıunk-
turellen Lage.  

Viele Unternehmen im Landmaschinen-
handel stehen vor großen Herausforde-
rungen̍ 'ie sinkenden ­Ŀsåtơe kŕnnen ơu 
diŨuiditåtsschƒierigkeiten fƂhren̍ 'ie Ge-
schåftsfƂhrer ĿƂssen dann schnell handeln̍ 
Wenn ein Insolvenzantrag zu spät gestellt 
ƒird, drohen Haftungsrisiken̍ 

Ein Insolvenzverfahren bedeutet aber 
nicht gleich das Ende – es bietet auch neue 
PerspektiƑen̍ RĿ �ahĿen eines RnsolƑenơ-
Ƒerfahrens kann ein ­nternehĿen sa-
niert ƒerden̍ RĿ ­nterschied ơur Ƃblichen 
Sprachgebung ist nicht das Insolvenzver-
fahren das Übel, sondern das Insolventsein; 
ebenso ƒie nicht das brankenhaus, sondern 
das branksein das ²bel ist̍ 'ie Áarianten des 
RnsolƑenơƑerfahrens sind die klassische �e-
gelinsolvenz und die Eigenverwaltung. Was 
Ƒerbirgt sich dahinter, und ƒorauf ĿƂssen 
Unternehmer genau achten? Im Folgenden 

wird detaillierter auf die beiden Verfahren 
eingegangen.

SANIERUNG
IN EIGENVERWALTUNG
Ein Insolvenzverfahren in Eigenverwaltung 
ist ein gerichtliches Sanierungsverfahren, 
welches vom zuständigen Amtsgericht an-
geordnet ƒerden Ŀuss̍ 'ie GeschåftsfƂh-
rung bleibt im Amt und dem Unternehmen 
ƒird erĿŕglicht, sich in 1igenregie neu ơu 
strukturieren̍ 'abei unterstƂtơen insol-
venzrechtlich erfahrene Berater. Auf einen 
Insolvenzverwalter wird in der Eigenver-
ƒaltung Ƒerơichtet, dafƂr gibt es einen �ach-
ƒalter, der das Áerfahren iĿ �inne der Glåu-
biger begleitet und als Überwachungsorgan 
fungiert.

'ie genauen Áoraussetơungen fƂr ein
Eigenverwaltungsverfahren sind in der
Insolvenzordnung geregelt. Oftmals wird in 
der Presse auch von einem Schutzschirm-
verfahren gesprochen. Hier gibt es aber Un-
terschiede, denn ein Schutzschirmverfahren 
ist eine besondere Form der Eigenverwal-
tung Ŀit noch hŕheren �nforderungen̍

Ob Schutzschirm oder Eigenverwaltung –
das Verfahren ist als Sanierungsinstru-
ment interessant, weil dem Unternehmen 
sämtliche Sanierungsinstrumente des In-

solƑenơrechts offenstehen ̞ und dies be-
reits frƂhơeitig iĿ �tadiuĿ der drohenden 
Ñahlungsunfåhigkeit, also bis ơu ˑ˓ mo-
nate vor dem Eintritt der Zahlungsunfä-
higkeit̍ 'ie GeschåftsfƂhrung kann soĿit 
�anierungsĿaŵnahĿen frƂhơeitig identi-
Ʃơieren und uĿsetơen̍ 'aơu ơåhlen ơuĿ 
Beispiel Maßnahmen wie die Verbesserung 
der Liquiditätssituation oder notwendi-
ge bostensenkungen, uĿ ƒieder proƩtabel 
ơu ƒirtschaften̍ bredite ĿƂssen ơunåchst 
nicht ơurƂckgeơahlt ƒerden, Ƒon nachteili-
gen Áertrågen kann sich das ­nternehĿen 
trennen, die Arbeitsentgelte der Mitarbeiter 
werden bis zu drei Monate durch das Insol-
venzgeld getragen.

ÁerĿehrt setơen gerade grŕŵere ­nter-
nehmen dieses Verfahren ein. Und es zeigt 
sich oftmals in der Praxis, dass dieses Sa-
nierungstool gute zptionen fƂr eine peu-
aufstellung bietet. Das Eigenverwaltungs-
Ƒerfahren kann auch fƂr die Glåubiger Ƒon 
Áorteil sein, da oft hŕhere �uoten erơielt 
werden.

UNTERSCHIED ZUM
REGELINSOLVENZVERFAHREN
'as �egelinsolƑenơƑerfahren ist noch iĿĿer 
die håuƩgste DorĿ eines RnsolƑenơƑerfah-
rens. Der große Unterschied zur Eigenver-

ƒaltung besteht darin, dass Ŀit 1rŕffnung 
des RnsolƑenơƑerfahrens ̛in der �egel drei 
Monate nach der Antragstellung) der In-
solƑenơƑerƒalter das �agen hat und Ƃber 
das ÁerĿŕgen der Gesellschaft ƑerfƂgt̍ 'er 
Verwalter tritt also formal an die Stelle der
GeschåftsfƂhrung und entscheidet etƒa
Ƃber die DortfƂhrung des Geschåftsbetriebs, 
den Áerkauf oder die �chlieŵung ̞ stets in 
�bstiĿĿung Ŀit den Glåubigern̍

�ls RnsolƑenơgrƂnde gelten ²berschul-
dung, die drohende Ñahlungsunfåhigkeit 
oder die bereits eingetretene Zahlungsun-
fåhigkeit̍ �llerdings ist ein ­nternehĿen 
nicht erst dann zahlungsunfähig, wenn gar 
kein Glåubiger Ŀehr Geld erhålt, sondern 
schon vorher: Wenn ein Unternehmen zehn 
Proơent der fålligen Áerbindlichkeiten in ab-
sehbarer Ñeit nicht begleichen kann, spricht 
Ŀan Ƒon einer Ñahlungsunfåhigkeit̍ 1ine 
Überschuldung besteht im Unterschied zum 
allgemeinen Sprachgebrauch dann, wenn die 
Ñahlungsunfåhigkeit absehbar in ơƒŕlf mo-
naten eintritt und schon ıetơt ̞  unter �nsatơ 
Ƒon Ñerschlagungsƒerten ̛ ̜̉, ƒas håuƩg aus 
deĿ �lick geråt ̞ das ÁerĿŕgen die Áer-
bindlichkeiten nicht deckt̍ 

Die Fristen der Antragstellung sind in 
der Insolvenzordnung geregelt. Dort heißt 
es, dass der Antrag spätestens drei Wo-
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solƑenơrechts offenstehen ̞ und dies be-
reits frƂhơeitig iĿ �tadiuĿ der drohenden 
Ñahlungsunfåhigkeit, also bis ơu ˑ˓ mo-
nate vor dem Eintritt der Zahlungsunfä-
higkeit̍ 'ie GeschåftsfƂhrung kann soĿit 
�anierungsĿaŵnahĿen frƂhơeitig identi-
Ʃơieren und uĿsetơen̍ 'aơu ơåhlen ơuĿ 
Beispiel Maßnahmen wie die Verbesserung 
der Liquiditätssituation oder notwendi-
ge bostensenkungen, uĿ ƒieder proƩtabel 
ơu ƒirtschaften̍ bredite ĿƂssen ơunåchst 
nicht ơurƂckgeơahlt ƒerden, Ƒon nachteili-
gen Áertrågen kann sich das ­nternehĿen 
trennen, die Arbeitsentgelte der Mitarbeiter 
werden bis zu drei Monate durch das Insol-
venzgeld getragen.

ÁerĿehrt setơen gerade grŕŵere ­nter-
nehmen dieses Verfahren ein. Und es zeigt 
sich oftmals in der Praxis, dass dieses Sa-
nierungstool gute zptionen fƂr eine peu-
aufstellung bietet. Das Eigenverwaltungs-
Ƒerfahren kann auch fƂr die Glåubiger Ƒon 
Áorteil sein, da oft hŕhere �uoten erơielt 
werden.

UNTERSCHIED ZUM
REGELINSOLVENZVERFAHREN
'as �egelinsolƑenơƑerfahren ist noch iĿĿer 
die håuƩgste DorĿ eines RnsolƑenơƑerfah-
rens. Der große Unterschied zur Eigenver-

ƒaltung besteht darin, dass Ŀit 1rŕffnung 
des RnsolƑenơƑerfahrens ̛in der �egel drei 
Monate nach der Antragstellung) der In-
solƑenơƑerƒalter das �agen hat und Ƃber 
das ÁerĿŕgen der Gesellschaft ƑerfƂgt̍ 'er 
Verwalter tritt also formal an die Stelle der
GeschåftsfƂhrung und entscheidet etƒa
Ƃber die DortfƂhrung des Geschåftsbetriebs, 
den Áerkauf oder die �chlieŵung ̞ stets in 
�bstiĿĿung Ŀit den Glåubigern̍

�ls RnsolƑenơgrƂnde gelten ²berschul-
dung, die drohende Ñahlungsunfåhigkeit 
oder die bereits eingetretene Zahlungsun-
fåhigkeit̍ �llerdings ist ein ­nternehĿen 
nicht erst dann zahlungsunfähig, wenn gar 
kein Glåubiger Ŀehr Geld erhålt, sondern 
schon vorher: Wenn ein Unternehmen zehn 
Proơent der fålligen Áerbindlichkeiten in ab-
sehbarer Ñeit nicht begleichen kann, spricht 
Ŀan Ƒon einer Ñahlungsunfåhigkeit̍ 1ine 
Überschuldung besteht im Unterschied zum 
allgemeinen Sprachgebrauch dann, wenn die 
Ñahlungsunfåhigkeit absehbar in ơƒŕlf mo-
naten eintritt und schon ıetơt ̞  unter �nsatơ 
Ƒon Ñerschlagungsƒerten ̛ ̜̉, ƒas håuƩg aus 
deĿ �lick geråt ̞ das ÁerĿŕgen die Áer-
bindlichkeiten nicht deckt̍ 

Die Fristen der Antragstellung sind in 
der Insolvenzordnung geregelt. Dort heißt 
es, dass der Antrag spätestens drei Wo-

1. Unternehmensplanung als Standardwerkzeug
Oft geraten Unternehmen in Probleme, da sie auf moderne Pla-
nungs- und Frühwarnsysteme verzichten. Die integrierte Planung 
verknüpft die unterschiedlichen Planungen für Themen wie Ab-
satz, Investitionen und Personal und leitet sie in eine integrierte 
Ertrags-, Vermögens- und Liquiditätsplanung über. Eine solche 
Planung sollte zum Standard gehören.

2. Liquidität im Griff
Viele Unternehmen unterschätzen das Thema Zahlungsfähigkeit. 
Die Kernfrage für einen Unternehmer sollte immer lauten: Kann ich 
meine fälligen Verbindlichkeiten auch kurzfristig bedienen? Kann 
ich meine fälligen Verbindlichkeiten in den nächsten zwölf Mo-
naten – Prognosemaßstab „überwiegende Wahrscheinlichkeit“ –
bezahlen? Zudem ist die monatliche Zahlenanalyse wichtig. Wie 
entwickeln sich Umsatz und EBIT, also der Gewinn vor Zinsen und 
Steuern. Ein Unternehmen sollte eine positive EBIT-Marge erzielen. 

3. Frühzeitiges Handeln
Mit Blick auf die aktuelle Entwicklung sollten Unternehmen sich 
rechtzeitig professionelle Hilfe suchen und nicht warten, bis die 
Krise unüberwindbar erscheint. Eine frühe und gute Planung 
macht den entscheidenden Unterschied. Die Verantwortlichen 

FÜNF TIPPS FÜR GESCHÄFTSFÜHRER
sollten daher frühzeitig handeln und die Restrukturierung in An-
griff nehmen. So können die Unternehmen die Probleme über-
winden und idealerweise gestärkt aus der Krise herausgehen.

4. Ursachen der Krise beseitigen
Kernaufgabe der Restrukturierung ist es, die Ursachen der Krise
zu beseitigen. Sämtliche Maßnahmen dienen dazu, dass ein Un-
ternehmen wieder wettbewerbsfähig wird und am Markt eine 
branchenübliche Rendite erzielen kann. Der Einsatz externer Be-
rater hilft oftmals, um alte Strukturen zu lösen und einen Betrieb 
zu modernisieren.

5. Rechtliche £ǧichten im Blick
Der Unternehmer haftet, sobald die Insolvenzreife eintritt. In 
diesem	Fall	ist	es	die	Pflicht	des	Geschäftsleiters,	einen	Antrag	
zu stellen, sonst werden möglicherweise Ersatzansprüche im 
Rahmen der Geschäftsführerhaftung auf ihn zukommen. Bei 
fehlender oder verspäteter Insolvenzantragstellung haftet ein 
Geschäftsführer – und zwar grundsätzlich mit seinem Privat-
vermögen. Strafrechtlich droht eine Geldstrafe oder sogar eine 
Freiheitsstrafe. Unternehmer sollten sich möglichst früh mit der 
Thematik auseinandersetzen. Sonst drohen zivil- und strafrecht-
liche Konsequenzen.

chen nach 1intritt der Ñahlungsunfåhigkeit 
und sechs Wochen nach Eintritt der Über-
schuldung ơu stellen ist̍ 'as Gericht bestellt 
dann einen ƑorlåuƩgen RnsolƑenơƑerƒalter, 
der ơunåchst prƂft, ob das ÁerĿŕgen des 
�chuldners die Áerfahrenskosten deckt̍ DƂr 
drei monate sind die dŕhne und Gehålter 
der mitarbeiter Ƃber das RnsolƑenơgeld der 
�gentur fƂr �rbeit gesichert̍ �tiĿĿen die 
Voraussetzungen, wird das Verfahren nach 
circa drei monaten erŕffnet und der Ƒor-
låuƩge RnsolƑenơƑerƒalter ƒird ơuĿ Rnsol-
ƑenơƑerƒalter bestellt̍ 'ie Glåubiger kŕnnen 
dann ihre Forderungen beim Insolvenzver-
walter anmelden. 

Ziel des Insolvenzverwalters ist es, eine 
pachfolgelŕsung fƂr das ­nternehĿen ơu 
Ʃnden̍ 'as kann ơuĿ �eispiel eine Ƃbertra-
gende �anierung sein̍ 'er Geschåftsbetrieb 
und die ÁerĿŕgensƒerte, iĿ besten Dall Ŀit 
den Mitarbeitern, werden von einem In-
Ƒestor ƂbernoĿĿen̍ 1ine ƒeitere mŕglich-
keit ist die 1inigung Ŀit den Glåubigern, die 
einem Insolvenzplan und im Ergebnis einer 
quotalen Befriedigung ihrer Forderungen 
ơustiĿĿen̍ �ei einer RnsolƑenơplanlŕsung 
bleibt der �echtstråger erhalten̍ 1s ist die 
Aufgabe des Insolvenzverwalters herauszu-
Ʃnden, ƒelches RnstruĿent das passende fƂr 
eine Neuaufstellung des Betriebs ist. 

FAZIT:
Unabhängig davon, mit welchem Verfah-
ren sich ein Unternehmen saniert, ist der 
Ñeitpunkt Ƒon groŵer �edeutung̍ 1ine Ge-
schåftsfƂhrung, die frƂhơeitig handelt, 
schafft Ŀeist die Grundlage fƂr eine nach-
haltige Sanierung und den Erhalt des Unter-
nehmens und der Arbeitsplätze. Daher gilt: 
Leitungsorgane sollten im Fall der Fälle 
rasch handeln. 

Torsten Gutmann, PLUTA Rechtsanwalts GmbH

Bankkaufmann, 
Diplom-Kauf-
mann, Rechts-
anwalt und 
Fachanwalt für 
Insolvenz- und 
S a n i e r u n g s -
recht. Er ist Ma-
naging Partner 
der PLUTA 
Rechtsanwalts 
GmbH sowie 

Niederlassungsleiter der PLUTA-Niederlas-
sungen in Hannover und Braunschweig. Seine 
Schwerpunkte liegen in der Sanierung und Fort-
führung von Unternehmen in Eigenverwaltungs- 
und Regelinsolvenzverfahren.
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